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Weko-Kritiker erleiden Niederlage
Der Ständerat will trotz harter Kritik aus der
Wirtschaft nicht am Kartellrecht herumschrauben.

Pascal Michel
«Seien Sie vorsichtig! Wir ope-
rieren hier an der Herzkammer
der Schweizer Wirtschaft, dem
freien Wettbewerb», rief Stän-
derat Pirmin Bischof (Mitte) sei-
nen Kolleginnen und Kollegen
zu. Seinen Herz-Vergleich nah-
men verschiedene Rednerinnen
und Redner in der Diskussion
zum Kartellgesetz wieder auf.
Es blieb einer der wenigen
Punkte, auf die man sich in der
kleinen Kammer einigen konn-
te: Wie wichtig der freie Wett-
bewerb für ein Exportland wie
die Schweiz ist.

Inwiefern der Wettbewerb
durch die Revision des Kartell-
gesetzes bedroht ist, war aller-
dings hochumstritten. Konkret
ging es am Dienstagmorgen im
Ständerat um einen Begriff aus
dem Gesetz, der auf den ersten
Blick harmlos erscheint, den Be-
griff der «erheblichen Wettbe-
werbsbeeinträchtigung».

Ein Zahnpasta-Urteil
mit Folgen

Um die Auslegung dieses Worts
ist eine heftige Debatte ent-
brannt. Grund dafür ist ein Ent-
scheid des Bundesgerichts aus
dem Jahr 2016, das sogenannte
Gaba-Urteil. Damals ging es um
Parallelimporte von Elmex-
Zahnpasta. Die obersten Rich-
ter entschieden in jenem Fall,
dass «harte Abreden», also
etwa solche zu Preisen, Mengen
und über die Aufteilung von Ge-
bieten und Kunden, grundsätz-
lich als erheblich und damit als

verboten gelten. Das Urteil
führte dazu, dass die Weko in
ihrer Arbeit den entstandenen
Schaden einer solchen Abrede
nicht beziffern muss. Die blosse
Existenz einer harten Abrede
reicht aus.

Eine hauchdünne Mehrheit
der zuständigen Ständerats-
kommission schlug hier dem
Rat eine Anpassung vor. Sie
wollte den entsprechenden Ge-
setzesartikel so verändern, dass
eine Wettbewerbsabrede nur
dann vorliegt, «wenn die Schäd-
lichkeit für den wirksamen
Wettbewerb im konkreten Fall

«Wenn wir keinen
Wettbewerb mehr
haben, können wir
die freie Marktwirt-
schaft aufgeben.»

Pirmin Bischof
Ständerat (Mitte/Solothurn

dargelegt ist». Ebenfalls zur De-
batte stand die Version des Bun-
desrats, der auf Druck von ver-
schiedenen Motionen ebenfalls
eine Anpassung vorschlug.
Demnach solle die Weko künf-
tig neben qualitativen auch
quantitative Elemente berück-
sichtigen.

Beide Vorschläge fielen im
Ständerat durch. Eine Mehrheit
von 24 zu 20 sprach sich dafür
aus, am geltenden Recht festzu-
halten.

Auf der Seite der Sieger
stand der Schaffhauser Stände-

rat Hannes Germann (SVP). Er
könne den Unmut aus der Wirt-
schaft gegenüber der Weko
nachvollziehen, hatte er ein-
gangs erklärt. Die Behörde habe
ihren Einflussbereich in den
letzten Jahren erheblich ausge-
weitet. Er warnte aber davor, das
Kartellrecht zu schwächen und
das «ganze sinnvolle System zu

beschädigen». Die eingebrach-
ten Änderungen seien ein
«Schildbürgerstreich», der be-
sonders die Konsumenten, die
unter hohen Preisen litten, tref-
fen würde.

Ähnlich sah es Pirmin Bi-
schof (Mitte). Er hob heraus, wie
wichtig die «Korrektur» durch
das Gaba-Urteil gewesen war.
Bischof nannte als Beispiel für
die Praxisänderung ein Weko -
Verfahren gegen den Automo-
bilkonzern BMW. Dieser wollte
verhindern, dass günstigere
Autos aus dem Ausland in die
Schweiz importiert werden
konnten. Die Weko büsste BMW
deshalb empfindlich. «Wir müs-
sen verhindern, dass gerade
Konzerne den Schweizer Markt
abschotten und die Preise hoch-
halten können», so Bischof

Für die unterlegene Seite
setzte sich etwa Beat Rieder
(Mitte) ein. Er kritisierte, dass

seit dem Gaba-Urteil die Un-
schuldsvermutung ausgesetzt
werde, weil die Schädlichkeit
einer Abrede nicht mehr berück-
sichtigt werde. «Das ist wie
wenn man für eine Geschwin-
digkeitsübertretung gebüsst
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würde, nur weil das Auto geeig-
net ist, schneller als 120 Kilome-
ter pro Stunde zu fahren», sagte
Rieder. Rechtsstaatlich sei dies
problematisch. «Die Unterneh-
men müssen wegen hoher Bus-
sen und ewig langen Verfahren
mit der Vernichtung rechnen.»

Andrea Caroni (FDP) beton-
te zudem, man fordere gar nicht,
dass die Weko den Schaden im
Einzelfall beziffern müsse. Sie
müsse ihn lediglich «darlegen».
Der Appenzeller antizipierte be-
reits, dass seine Position keine
Mehrheit finden könnte. Er

dachte deshalb laut darüber
nach, dass der Nationalrat der-
einst einen Mittelweg ausarbei-
ten könnte.
Die Verfahren dauern
meist viel zu lange
Ein weiteres Thema, das die
kleine Kammer umtrieb, waren
die sehr langen Verfahrensdau-
ern bei Kartellrechtsfällen. Im
Schnitt dauert es nach Beginn
einer Weko-Untersuchung mehr
als zehn Jahre, bis das Bundes-
gericht abschliessend urteilt.
Diese Unsicherheit richte die
Unternehmen letztlich zugrun-

1

-

de, fand SVP-Ständerat Hannes
Germann. Um hier etwas än-
dern zu können, muss sich das
Parlament allerdings gedulden.
Der Bundesrat hat eine Vorlage
zur institutionellen Reform der
Weko auf nächstes Jahr in Aus-
sicht gestellt. Eine Experten-
gruppe hat dabei auch Vorschlä-
ge erarbeitet, wie die Verfahren
- insbesondere vor dem Bundes-
verwaltungsgericht - beschleu-
nigt werden könnten.

Es wird eine weitere, diffizi-
le Operation am offenen Herzen
der Schweizer Wirtschaft.

Die kleine Kammer diskutierte am Dienstag wortreich über das Kartellgesetz. Bild: Keystone
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